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  W ie ist es im Jubiläums-
jahr des Grundgeset-
zes um die Meinungs- 
und Pressefreiheit in 

Deutschland bestellt?   
 Meinungs- und Pressefreiheit, aber auch 
Wissenschafts- und Kunstfreiheit sind 
staatlicherseits immer wieder in Gefahr. 
Das ist keine leere Floskel, sondern die 
Lehre aus der 75jährigen bundesdeutschen 
Verfassungsrealität, die sich allzu häufig 
in Widerspruch zum Grundgesetz entwi-
ckelt. Denken wir nur an zensurierende 
Auswirkungen der exzessiven Kommu-
nistenverfolgung der 1950/60er Jahre, der 
einschüchternden Berufsverbotspolitik der 
70er/80er Jahre, des nicht erklärten Aus-
nahmezustands im »Deutschen Herbst« 
oder der teils ausufernden Sicherheits- und 
Antiterrorpolitik.  

 Auch heute drohen Gefahren, kommt es 
zu pauschalen polizeilichen Verboten so-
wie Auflösungen von Veranstaltungen und 
Protestaktionen und damit zu Eingriffen 
in Meinungs- und Versammlungsfreiheit, 
auch zu Zensur und Selbstzensur – so et-
wa im Zusammenhang mit »Israel-Kritik« 
angesichts des Gazakriegs. Auch Maßnah-
men des Verfassungsschutzes führen zu 
Grundrechtseingriffen, etwa im Fall der 
legalen, aber angeblich »linksextremisti-
schen« Tageszeitung  junge Welt  sowie mit 
der Erweiterung des Extremismusbegriffs 
um »verfassungsschutzrelevante Delegiti-
mierung des Staates«. Damit kann berech-
tigte Kritik am Staat stigmatisiert und als 
»extremistisch« ausgegrenzt werden – eine 
gefährliche Bedrohung freier Meinungsäu-
ßerung und Medienarbeit.  

  Sie haben »Verfassungsschutz« ver-
schiedentlich als irreführenden Tarn-
namen bezeichnet. Was ist die offiziel-
le Aufgabe des Verfassungsschutzes in 
Bund und Ländern, und welche Rolle 
spielt er tatsächlich?   

 Nach herrschender Auffassung wird die 
Bundesrepublik ja als »wehrhafte Demo-
kratie« definiert. Und so erhielt der In-
landsgeheimdienst »Verfassungsschutz«, 
VS, die Funktion, offen und verdeckt In-
formationen über Bestrebungen gegen die 
»freiheitliche demokratische Grundord-
nung« zu sammeln und auszuwerten – und 
zwar schon weit im Vorfeld eines konkre-
ten Verdachts und messbarer Gefahren. 

Als »Frühwarnsystem« soll er zum Schutz 
dieser Grundordnung Regierungen, Parla-
mente, teils auch die Öffentlichkeit über 
»extremistische« oder »verfassungsfeindli-
che Bestrebungen« informieren.  

 Nun, hinter dem wohlklingenden Be-
griff »Verfassungsschutz« verbirgt sich in 
Wirklichkeit ein veritabler Regierungsge-
heimdienst mit geheimen Mitteln, Metho-
den und Strukturen. Deshalb spreche ich 
von einem irreführenden Tarnnamen, mit 
dem sein Geheimdienstcharakter und sei-
ne geheimen Methoden verschleiert wer-
den. Dazu gehören: Verdeckte Mitarbeiter, 
V-Leute, Informanten, technische Mittel 
für Lausch- und Spähangriffe. Damit in-
filtriert und überwacht er unter gewissen 
Voraussetzungen »verdächtige« Gruppen 
und Parteien, um deren zumeist legale poli-
tisch-oppositionelle Arbeit auszuforschen, 
aber auch Individuen, angebliche oder 
mutmaßliche »Extremisten« oder »Verfas-
sungsfeinde«  – Begriffe, für die es keine 
legale Definition gibt.  

 Das bedeutet: Der Verfassungsschutz 
betreibt im grundrechtlich geschützten 
Meinungsbereich ideologische Gesin-
nungskontrolle und beansprucht Definiti-
onsmacht hinsichtlich der Frage, was hier-
zulande als »extremistisch« zu gelten hat 
und was nicht. Mit weitreichenden Folgen 
für Betroffene, die damit stigmatisiert und 
aus dem öffentlich-demokratischen Dis-
kurs ausgegrenzt werden können. In ande-
ren westlichen Demokratien gibt es nichts 
Vergleichbares.  

 Und seine geheimen Methoden und 
Strukturen machen es zudem schwer bis 
unmöglich, ihn so wirksam zu kontrol-
lieren, wie das für einen demokratischen 
Rechtsstaat selbstverständlich sein müss-
te. Das bedeutet: Die VS-Behörden wider-
sprechen demokratischen Prinzipien der 
Transparenz und Kontrollierbarkeit. Kein 
Wunder, dass sie immer wieder zu Ver-
selbstständigung, Willkür und Machtmiss-
brauch neigen, wie ihre ellenlange Skan-
dalgeschichte eindrucksvoll belegt.  

  Die Tageszeitung  junge Welt  wird seit 
1998 in Verfassungsschutzberichten 

als »linksextremistisch« markiert. 
Ziel sei es, der Zeitung damit den 
»weiteren Nährboden entziehen zu 
können«, wie die Bundesregierung 
im Mai 2021 in ihrer Antwort auf eine 
parlamentarische Anfrage zugab. Wie 
ist ein solches staatliches Vorgehen aus 
grundrechtlicher Sicht zu beurteilen?   

 Infolge der Beobachtung und Negativbe-
wertung in den VS-Berichten wird das Zei-
tungsprojekt mitsamt Verlag, Redakteuren 
und Mitarbeitern als »linksextremistisch« 
stigmatisiert. Damit greift der Staat tief in 
Grundrechte der Presse-, Meinungs- und 
Berufsfreiheit der Betroffenen ein. Solche 
Maßnahmen behindern eine Zeitung und 
ihre Redaktion massiv in der Ausübung 
ihrer demokratischen Rechte, denn sie ha-
ben ausgrenzende Wirkung: Das beginnt 
mit der Behinderung journalistischer Ar-
beit und Recherche und reicht bis hin zu 
Wettbewerbsnachteilen. Insofern stimmt 
die Aussage der Bundesregierung, der Zei-
tung damit den »Nährboden« entziehen 
und ihre »Wirkmächtigkeit« einschränken 
zu wollen. Doch der zielgerichtete Angriff 
auf ökonomische Grundlagen gehört nicht 
zu den gesetzlichen Aufgaben des Verfas-
sungsschutzes, dessen Maßnahmen im üb-
rigen verhältnismäßig sein müssen.  

  Sie selbst sind seit Ihrem Jurastudi-
um vier Jahrzehnte lang, während ih-
res gesamten Berufslebens als Anwalt, 
vom Verfassungsschutz beobachtet 
worden – grundrechtswidrig, wie die 
Gerichte aller Instanzen, zuletzt das 
Bundesverwaltungsgericht 2020, fest-
stellten. Was bedeutete die Überwa-
chung für Sie, und welche Nachteile 
hatten Sie dadurch?   

 Abgesehen von Schnüffeleien in meiner 
Privatsphäre bin ich tatsächlich fast ein Ar-
beitsleben lang in allen meinen beruflichen 
und ehrenamtlichen Funktionen als Pub-
lizist und Anwalt, auch als Präsident der 
Internationalen Liga für Menschenrechte, 
zeitweise selbst als stellvertretender Rich-
ter am Staatsgerichtshof Bremen beobach-
tet und ausgeforscht worden. Als Anwalt 
und Publizist bin ich zweifacher »Berufsge-

heimnisträger« – zum Schutz meiner Man-
danten und Informanten. Doch unter Beob-
achtungsbedingungen musste ich befürch-
ten, dass meine oft heiklen Recherchen und 
Kontakte zu bestimmten Informanten und 
Mandanten ausgespäht und diese gefährdet 
würden. Anwaltsgeheimnis und der Quel-
lenschutz als Voraussetzung für Pressefrei-
heit waren so nicht mehr zu gewährleisten, 
meine Berufsfreiheit und berufliche Praxis 
damit mehr als beeinträchtigt.  

 Auch musste ich mich immer wieder der 
bangen Frage stellen, was das Wissen um 
die Negativbewertung durch den Verfas-
sungsschutz mit mir und aus mir gemacht 
hat, ob ich mich womöglich schleichend 
anpasse, heikle Themen, Kontakte und De-
batten meide, ob also die Schere im Kopf 
seitdem klammheimlich ihr zerstörerisches 
Unwesen treibt. Es ist wichtig, sich dies 
immer wieder bewusst zu machen und zu 
hinterfragen.  

  Die Verfahren bis zum rechtskräfti-
gen Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts zogen sich in Ihrem Fall 15 Jah-
re hin. Auch der Verlag 8. Mai GmbH, 
in dem die Tageszeitung  junge Welt  
erscheint, musste schon fast drei Jah-
re allein auf das nun für den 18. Juli 
angesetzte erstinstanzliche Verfahren 
vor dem Verwaltungsgericht Berlin 
warten. Ist es unter solchen Um-
ständen überhaupt sinnvoll, gegen 
die Geheimdienstüberwachung den 
langwierigen und teuren Rechtsweg 
einzuschlagen?   

 Nach meinen Erfahrungen ist es trotz alle-
dem in vielen nachweisbaren geheimdienst-
lichen Be obachtungs- und Stigmatisie-
rungsfällen sinnvoll, den Rechtsweg zu be-
schreiten. Denn nur so eröffnet sich, wenn 
auch zumeist mit viel Kraft und Geduld, die 
reale Chance, der Stigmatisierung und den 
staatlichen Eingriffen in Meinungs-, Presse- 
und Berufsfreiheit gerichtlich ein Ende zu 
bereiten. Ohne meine in vielerlei Hinsicht 
aufwendige und mühselige gerichtliche Ge-
genwehr stünde ich womöglich heute noch 
unter Dauerbeobachtung des Verfassungs-
schutzes.  Interview: Stefan Huth
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»Das Amt betreibt ideologische 
Gesinnungskontrolle«
Über die politische Funktion des Verfassungsschutzes und die Folgen für die von seiner 
Tätigkeit Betroffenen. Ein Gespräch mit Rolf Gössner 

Angeblicher Beleg für die Umsturzabsichten der jungen Welt: Tausende auf der XXIX. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 
(Berlin, 13.1.2024)
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Dr. Rolf Gössner (hier 
bei der Durchsicht seiner 
über 2.000seitigen Per-
sonenakte des VS) ist 
Publizist und Jurist, ar-
beitete 40 Jahre als An-
walt, war stellvertreten-
der Richter am Staats-
gerichtshof Bremen 
und parlamentarischer 
Sachverständiger. Er ist 
Kuratoriumsmitglied der 
Internationalen Liga für 
Menschenrechte, Mithe-
rausgeber des »Grund-
rechte-Report. Zur Lage 
der Bürger- und Men-
schenrechte in Deutsch-
land« und der Zweiwo-
chenschrift für Politik/
Kultur/Wirtschaft Os-
sietzky; Autor zahlreicher 
Bücher zu Demokratie, 
Innerer Sicherheit und 
Bürgerrechten, zuletzt: 
»Datenkraken im öf-
fentlichen Dienst. ›Lau-
datio‹ auf den präven-
tiven Sicherheits- und 
Überwachungsstaat«, 
Papyrossa, Köln 2021. 
Mehrfach ausgezeich-
net, zuletzt mit dem 
Hans-Litten-Preis der 
Vereinigung Demo-
kratischer Jurist:innen 
(VDJ). Gössner stand 
vier Jahrzehnte unter VS-
Beobachtung – grund-
rechtswidrig, wie das 
Bundesverwaltungsge-
richt 2020 nach 15 Ver-
fahrensjahren rechts-
kräftig urteilte. 
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Spanien verbietet »Worldcoin«. Behörde 

untersagt Datensammlung durch 
Kryptofirma. Von Alex Favalli

Die Lage in Gaza wird von Tag 
zu Tag katastrophaler. Israel 
und seine westlichen Verbün-

deten brauchen daher dringend Erfolgs-
meldungen über humanitäre Hilfe. In 
der Nacht zum Sonntag haben die USA 
nun angekündigt, das erste Schiff mit 
Material für den Bau einer provisori-
schen Anlegestelle an der Küste des 
Gazastreifens zu entsenden. Allerdings 
musste Washington einräumen, dass 
der Bau des »schwimmenden Hafens« 
für Schiffe mit Hilfslieferungen mehre-
re Wochen, wahrscheinlich sogar zwei 
Monate in Anspruch nehmen wird. Wie 
die US-Regierung weiter mitteilte, soll 
Israel zudem ein Kontrollrecht über die 
Hilfsschiffe in Zypern eingeräumt wer-
den.

Der Transport auf dem Seeweg soll 
den teuren, ineffizienten und viel zu 
geringen Abwurf von Hilfsgütern aus 
der Luft durch Jordanien, Ägypten, 
Frankreich, die Niederlande und die 
USA ergänzen. Am Freitag kam es bei 
einem solchen Abwurf zu einem tragi-
schen Unfall: Weil sich ein Fallschirm 
nicht öffnete, stürzte ein großes Hilfs-
paket ungebremst auf Wartende und ein 
Hausdach. Fünf Menschen kamen ums 
Leben, weitere wurden nach Angaben 
der örtlichen Gesundheitsbehörden ver-
letzt.

Hilfsorganisationen wie das Welt-
ernährungsprogramm der Vereinten 
Nationen warnen vor einer Hungers-
not in der Küstenenklave. Dort stieg 
die Zahl der Getöteten am Sonntag auf 
mehr als 31.000. Vor allem in den Nor-
den des Gazastreifens gelangt wegen 
israelischer Restriktionen nur ein Fünf-
tel der geplanten Lkw-Transporte. Auch 
das Palästinenserhilfswerk der Verein-
ten Nationen (UNRWA) steht nach An-
gaben seines Chefs Philippe Lazzarini 

vor dem Kollaps, nachdem die meisten 
Geberländer wegen israelischer Vor-
würfe, UNRWA-Mitarbeiter seien an 
den Angriffen vom 7. Oktober 2023 be-
teiligt gewesen, ihre Unterstützung ein-
gestellt haben. Wie die Times of Israel
am Freitag schrieb, kam die Organisa-
tion in einer Untersuchung jedoch zu 
dem Schluss, dass die belastenden Aus-
sagen von israelischen Behörden unter 
Folter erpresst worden seien. Immer-
hin kündigten die Regierungen Schwe-
dens und Kanadas am Sonnabend an, 
ihre finanzielle Unterstützung für die 
UNRWA wieder aufzunehmen. Bereits 
vor einer Woche hatte die EU erklärt, 
50 Millionen Euro an das UN-Hilfs-
werk zu überweisen.

Unterdessen ergab eine am Don-
nerstag veröffentlichte Umfrage des 
Instituts Infratest Dimap, dass rund der 
Hälfte der Deutschen das Vorgehen Is-
raels inzwischen zu weit geht. Das rief 
auch Bundeswirtschaftsminister Robert 
Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) auf 
den Plan. In einem Interview mit Welt 
TV sagte er, was in Gaza passiere, sei 
»schlimm für die Zivilbevölkerung«. 
Zwar habe er Verständnis dafür, dass 
Israel nach der – völlig unbewiesenen – 
Zerstörung von 80 Prozent der Hamas-
Strukturen jetzt nicht aufhören könne. 
Aber Tel Aviv müsse es »anders ma-
chen und mit mehr Schutz für die Zivil-
bevölkerung«, so der Vizekanzler des 
zweitgrößten Waffenlieferanten Israels.

Auch innenpolitisch gerät die is-
raelische Regierung zunehmend unter 
Druck. Am Sonnabend kam es in Tel 
Aviv zu mehreren Protesten gegen Mi-
nisterpräsident Benjamin Netanjahu: 
So demonstrierten etwa erneut Ange-
hörige der Geiseln. Ein zweiter Protest-
zug mit mehreren tausend Teilnehmern 
wurde von der Polizei daran gehindert, 
eine Stadtautobahn in der Nähe des Sit-
zes des Verteidigungsministeriums zu 
blockieren. Die Polizei ging mit Gewalt 
gegen die Demonstranten vor, die den 
Rücktritt Netanjahus und ein Abkom-
men mit der Hamas zur Freilassung der 
Geiseln forderten.
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Keine Rettung für Gaza

Ostrentner abgespeist

WWW.JUNGEWELT.DE

Haiti: US-Personal 
verlässt Botschaft
Port-au-Prince. Anhaltende schwere 
Bandengewalt hat im Karibikstaat 
Haiti den Druck auf den im Ausland 
gestrandeten Regierungschef Ariel 
Henry erhöht und die humanitäre 
Krise weiter verschärft. Das US-
Militär flog am Wochenende nicht 
essentielle Mitarbeiter der US-Bot-
schaft aus und verstärkte dort die 
Sicherheitsvorkehrungen, wie das 
Regionalkommando Southcom der 
US-Streitkräfte am Sonntag mit-
teilte. Die Gewalt der bewaffneten 
Gruppen, die die Interimsregierung 
von Premierminister Henry stürzen 
wollen, legt große Teile Haitis seit 
rund zehn Tagen lahm. Alle Flüge 
fielen seit Tagen aus. Am Freitag 
abend (Ortszeit) wurde nach Me-
dienberichten um den Präsidenten-
palast heftig geschossen. Wie viele 
Menschen der Gewalt zum Opfer 
fielen, ist bislang unklar. Die Wa-
shington Post berichtet von Leichen 
auf offener Straße. (dpa/jW) 
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UFO ruft Flugbegleiter zu 
Streik bei Lufthansa auf

Frankfurt am Main. Die Kabinen-
gewerkschaft UFO hat die rund 
19.000 Flugbegleiter der Lufthansa 
und der Lufthansa Cityline für 
Dienstag und Mittwoch zum Streik 
aufgerufen. Bestreikt werden jeweils 
von vier bis 23 Uhr am Dienstag 
alle Abflüge von Frankfurt am Main 
und am Mittwoch alle Abflüge von 
München, teilte UFO am Sonnabend 
abend mit. Die Flugbegleiter der 
Kerngesellschaft und der Regional-
tochter Lufthansa Cityline hatten zu-
vor in getrennten Urabstimmungen 
mit jeweils mehr als 96 Prozent für 
den Streik gestimmt. Die Gewerk-
schaft betonte, der Konzern habe 
erst am Donnerstag ein Ergebnis in 
Höhe von fast 1,7 Milliarden Euro 
Nettogewinn verkündet. »Die Kabi-
ne muss nun auch an diesem Erfolg 
beteiligt werden, und die Zugeständ-
nisse, die während der Coronakrise 
gemacht wurden, müssen ausrei-
chend kompensiert werden«, sagte 
Joachim Vázquez Bürger, UFO-Vor-
standsvorsitzender. (dpa/jW)

Weil sich ein Fallschirm nicht öffnete, stürzte am Freitag ein Rettungspaket auf Wartende und tötete fünf Menschen 
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Hilfslieferungen aus der Luft und von See weitgehend wirkungslos. Hungersnot bringt 
selbst deutsche Bevölkerung und Habeck zur Besinnung. Von Wiebke Diehl

Nur selten Geld für Rentner mit DDR-Ansprüchen. Pellmann bezeichnet Härtefallfonds als Hohn

Nach dem Anschluss sind viele 
Rentenansprüche aus DDR-
Zeiten weggefallen. Wer da-

von betroffen und heute arm ist, konnte 
Geld aus einem Sondertopf beantragen. 
Doch nur wenige hatten dabei Erfolg, 
wie jetzt aus der Antwort der Bundes-
regierung auf eine Anfrage des Abge-
ordneten Sören Pellmann (Die Linke) 
hervorgeht, über die dpa am Sonntag 
berichtete. Demnach haben bisher nur 
rund 550 Menschen mit verlorenen 
Ansprüchen aus DDR-Zeiten Geld 
aus dem Härtefallfonds für bedürftige 
Rentner erhalten. Rund 2.800 Anträge 

wurden dagegen abgelehnt. Insgesamt 
sind mehrere zehntausend Anträge ge-
stellt worden.

Der mit 500 Millionen Euro aus-
gestattete Fonds war für drei verschie-
dene Gruppen eingerichtet worden: 
Spätaussiedler, sogenannte jüdische 
Kontingentflüchtlinge aus der ehema-
ligen Sowjetunion und Menschen mit 
bestimmten Rentenansprüchen aus 
DDR-Zeiten, die 1991 nicht in das bun-
desdeutsche System überführt wurden.

Nach Angaben des Bundessozial-
ministeriums sind 167.256 Anträ-
ge eingegangen. Aus den östlichen 

Bundesländern Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen kamen 
demnach 33.198 Anträge. 3.364 Anträ-
ge aus der Gruppe »Ost-West-Renten-
überleitung« seien bis zum 23. Februar 
entschieden worden, hieß es. Demnach 
gab es 552 Zusagen und 2.812 Ableh-
nungen, weil Voraussetzungen nicht er-
füllt waren.

Pellmann kritisiert dies. Aus seiner 
Sicht müssten bis zu 500.000 ehema-
lige DDR-Bürger entschädigt werden. 
Der Linke-Politiker nannte den Härte-
fallfonds deshalb einen Hohn: »Er lässt 

viele ostdeutsche Rentnerinnen und 
Rentner im Stich, die jahrzehntelang in 
der DDR gearbeitet haben und nun mit 
einer niedrigen Rente auskommen müs-
sen. Die Kriterien für die Bewilligung 
müssen gelockert werden, so dass aus 
dem gescheiterten Härtefallfonds end-
lich ein Gerechtigkeitsfonds entsteht.« 
Der Bundesregierung warf er vor, kein 
Interesse daran zu haben, Ungerechtig-
keiten aus der Rentenüberleitung Ost-
West auszugleichen. »Sie verschleppt 
und verweigert die Lösung dieses Prob-
lems, das seit 30 Jahren besteht«, kriti-
sierte Pellmann. Raphaël Schmeller

wird herausgegeben von 
2.767 Genossinnen und 
Genossen (Stand 11.12.2023)
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Hoffnungsträger
Patrice Lumumba führte die vor-
malige belgische Kolonie Kongo in 
die Unabhängigkeit. Belgien und die 
USA sorgten für seine Absetzung und 
Ermordung. Vorabdruck. Rezension 
auf Seite 15. Von Gerd Schumann
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